
 

 

 
Anleitung zur Bearbeitung der 

BFP-Mustersatzung für e.V.-Gemeinden 
 
 

Die Muster-Satzung wurde vom Vorstand des Bundes Freikirchlicher Pfingstgemeinde KdöR in 
seiner Sitzung am 21.03.2024 beschlossen und den e.V.-Gemeinden zum Gebrauch empfohlen. 
 
§ Die rot makierten Sätze in § 3, § 4 und § 5 sowie in § 11 sind Vorgabe des BFP-Präsidiums 

bzw. aus steuerlichen Gründen nötig und müssen genauso übernommen werden. 

§ Die Darstellung in § 6 „Organe“ ist an die jeweilige Gemeindestruktur anzupassen und hat 
dann ggf. Auswirkungen auf die weiteren Formulierungen in § 7, § 8 und § 9. 

§ Empfehlung zum Vorgehen von Satzungsänderungen bzw. bei Satzungsneufassung:  
1. Die neue Satzung vor der Abstimmung auf der Mitgliederversammlung dem Finanzamt und 
dem Amtsgericht zur Prüfung vorlegen. 
2. Anschließend die Satzung der BFP-Geschäftststelle zur Durchsicht zusenden. 

Damit wird vermieden, dass z. B. das Amtsgericht auf Änderungen besteht und eine erneute 
Änderung der Satzung inkl. Abstimmung durch die Mitglieder notwendig ist. 

§ Nach erfolgter Eintragung der Satzung beim Amtsgericht bitte folgende Unterlagen als Kopie 
an die BFP-Geschäftsstelle in Erzhausen senden:  
1. Neue bzw. geänderte Satzung 
2. Protokoll der Mitgliederversammlung 
3. Bestätigung der Eintragung des Amtsgerichts 

Wenn per E-Mail, dann die Unterlagen bitte nur als PDF! 

BFP-Geschäftsstelle 
Industriestr. 6-8 
64390 Erzhausen  
sekretariat@bfp.de 
Fax: 06150-9737-97  
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Satzung des Vereins  
……………… (z. B. Christengemeinde Musterstadt) 

Stand: ………………… (z. B. Juli 2024) 

§ 1 Präambel 
(1) Grundlage allen Denkens und Handelns der freikirchlichen Gemeinde …………………… 

(z. B. Christengemeinde Musterstadt) ist die Bibel.  
(2) Die Aufgabe der Gemeinde ist die Ausbreitung des vollen Evangeliums von Jesus Christus, 

den sie als Herrn und Erlöser der Welt bekennt. Sie sieht sich von Gott gerufen, Menschen 
zum Glauben an Jesus Christus zu führen, Kirche nach dem Vorbild des Neuen 
Testamentes zu bauen, Neugründungen von Freikirchen zu fördern und zu missionarischer 
Arbeit im In- und Ausland zu motivieren und zu unterstützen.  

(3) Die Gemeinde ist bestrebt, im Rahmen ihrer Möglichkeiten auch tätig zu werden in 
praktischer Ausübung christlicher Nächstenliebe im Sinne der Diakonie als Wesens- und 
Lebensäußerung evangelischer Freikirchen. 

§ 2 Name und Sitz  
(1) Der Verein, nachfolgend Gemeinde genannt, trägt den Namen …………………… (z. B. 

Christengemeinde Musterstadt).  
(2) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und führt danach den Zusatz „e. V.“ / 

Er ist bereits im Vereinsregister ………………... (Ort Registergericht) unter der Nummer 
……… eingetragen. (Nichtzutreffendes streichen).  

(3) Der Sitz des Vereins ist ………………... (Ort der Gemeinde – genaue Anschrift nicht 
erforderlich). 

§ 3 Zweck 
(1) Die Gemeinde verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige und 

kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung.  

(2) Die Zwecke der Gemeinde sind: 
(a) Kirchliche Zwecke im Sinne des § 54 AO 
(b) Gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 52 AO: 

1 Förderung der Religion, 
2 Förderung der Kunst und Kultur. 

(c) Mildtätige Zwecke im Sinne des § 53 AO. 
(3) Die Satzungszwecke werden im In- und Ausland verwirklicht insbesondere durch: 

(a) Im Bereich der kirchlichen und religiösen Tätigkeiten: 
1 Förderung der Religionsgemeinschaft des Bundes Freikirchlicher 

Pfingstgemeinden KdöR (BFP) mit Sitz in Erzhausen, 
2 Unterstützung der übergemeindlichen Einrichtungen und Arbeitszweige des BFP, 
3 Durchführung von Gottesdienstveranstaltungen sowie von Veranstaltungen für 

verschiedene Alters- und Personengruppen mit christlichen Inhalten, 
4 Durchführung von Taufen, Hochzeiten, Beerdigungen, Konferenzen, 

Evangelisationen, 
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5 Gemeinschaftspflege innerhalb der Gemeinde und mit anderen christlichen 
Kirchengemeinden und Gemeinschaften, 

6 seelsorgerliche Begleitung, 
7 Erteilung von Religionsunterricht, 
8 Durchführung von Vortrags- und Seminarveranstaltungen mit belehrenden 

Inhalten, 
9 Durchführung von Maßnahmen der Kinder- und Jugendarbeit auf christlicher 

Grundlage, 
10 Freizeitmaßnahmen für Kinder (z. B. christliche Pfadfinderarbeit), Jugendliche und 

Senioren, 
11 Beratungsgespräche für Ehe und Familie bzw. entsprechende Veranstaltungen, 
12 Förderung und Durchführung von Maßnahmen der Innen- und Außenmission, 
13 Audio-/Videoaufzeichnung von Gemeindeveranstaltungen und deren Verbreitung, 
14 Bau, Anmietung und Unterhaltung von Räumlichkeiten oder Gebäuden für die in 

dieser Satzung aufgeführten Zwecke der Gemeinde. 
(b) Im Bereich der Förderung von Kunst und Kultur: 

1 Durchführung von kulturellen Veranstaltungen mit christlichen Inhalten wie z. B. 
Musik-, Konzert-, Gesangs- und Theateraufführungen. 

(c) Im Bereich der mildtätigen Tätigkeiten und des Wohlfahrtswesens: 
1 Im Rahmen ihrer Möglichkeiten ist die Gemeinde bestrebt, Personen, die die 

Voraussetzungen des § 53 Nr. 2 AO erfüllen, in Notfällen finanzielle 
Unterstützungen zu gewähren. 

2 Betreuung, Pflege und Hilfestellungen für Menschen, die aufgrund einer 
Erkrankung, ihres Alters oder in Notfällen auf die Unterstützung durch andere 
Personen angewiesen sind. 

(4) Die Gemeinde kann sich zur Umsetzung ihrer Tätigkeiten auch Hilfspersonen im Sinne des 
§ 57 Abs. 1 Satz 2 AO bedienen. Die Gemeinde ist insbesondere auch berechtigt, ihre Mittel 
teilweise im Rahmen des § 58 Nr. 1 AO auch anderen steuerbegünstigten Körperschaften 
oder Körperschaften des öffentlichen Rechts zur Verwendung zu steuerbegünstigten 
Zwecken zuzuwenden.  

(5) Die Gemeinde ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

(6) Mittel der Gemeinde dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Gemeinde. 

(7) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gemeinde fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 4 Verhältnis zum Bund Freikirchlicher Pfingstgemeinden KdöR  
(1) Die Gemeinde ist mit ihren einzelnen Mitgliedern Mitglied der Religionsgemeinschaft Bund 

Freikirchlicher Pfingstgemeinden KdöR (BFP) mit Sitz in Erzhausen.  
(2) Sie ist aufgrund des Kirchenrechts Bestandteil der öffentlich-rechtlich anerkannten 

Religionsgemeinschaft des BFP und steht mit dem BFP und den zu diesem Bund 
gehörenden Gemeinden und Werken in einer verbindlichen Glaubens- und 
Dienstgemeinschaft. 

(3) Durch diese Mitgliedschaft erfüllt die Gemeinde die Voraussetzung für die Anerkennung der 
Förderungswürdigkeit als „Träger der freien Jugendhilfe“ im Sinne von § 75 Abs. 3 SGB VIII 
und als „Träger der freien Wohlfahrtspflege“ im Sinne von § 5 Abs.1 SGB XII. 
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(4) Entsprechend der BFP-Richtlinien (Abschnitt 7.2) wird den Mitgliedern des BFP-Vorstands 
Zutritts- und Rederecht bei den Mitgliederversammlungen und Vorstandssitzungen durch 
die Gemeinde eingeräumt.  

(5) In begründeten Fällen kann der BFP-Vorstand die Einberufung von Vorstandssitzungen 
und Mitgliederversammlungen anregen, dem sich die Gemeinde verpflichtet, 
nachzukommen. 

§ 5 Mitgliedschaft  
(1) Mitglied der Gemeinde kann jede natürliche Person werden. Voraussetzung für die 

Mitgliedschaft ist die Glaubenstaufe auf das persönliche Bekenntnis des Glaubens an 
Jesus Christus. 

(2) Der Antrag auf Mitgliedschaft ist in Textform an die Gemeindeleitung zu richten, die frei 
über die Aufnahme entscheidet. 

(3) Die Mitgliedschaft endet durch eine Austrittserklärung in Textform, die an die 
Gemeindeleitung zu richten ist, durch Tod oder Ausschluss aus der Gemeinde oder durch 
Streichung von der Mitgliederliste (siehe § 5, Abs. 6). 

(4) Ein Ausschluss kann erfolgen, wenn in grober Weise gegen Zweck, Bekenntnis und 
Aufgabe der Gemeinde verstoßen oder die Gemeindearbeit bzw. das Ansehen der 
Gemeinde erheblich geschädigt wird. 

(5) Eine Streichung kann erfolgen, wenn sich das Mitglied mehr als ein Jahr nicht aktiv am 
Gemeindeleben (u. a. Desinteresse oder Fernbleiben von der Gemeinde) beteiligt hat. 

(6) Über einen Ausschluss oder eine Streichung entscheidet jeweils die Gemeindeleitung, 
wobei dem betreffenden Mitglied vorab mit einer Frist von einer Woche Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben ist. Die Entscheidung ist mit Gründen zu versehen und dem 
betreffenden Mitglied mitzuteilen. Sie ist nicht anfechtbar. 

(7) Die Mitgliedschaft schließt in der Regel die Zugehörigkeit zu einer anderen Kirche oder 
Religionsgemeinschaft aus. Über Ausnahmen entscheidet die Gemeindeleitung. 

(8) Über die Mitglieder wird ein Verzeichnis geführt. Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten erfolgt dabei gemäß den gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz. 

(9) Die Gemeinde kann eine Gemeindeordnung erstellen, in der u. a. die Werte, Ziele und 
Überzeugungen zum Miteinander und der ehrenamtlichen Mitarbeit in der Gemeinde 
festgelegt sind.  

§ 6 Organe 
(1) Die Gemeinde ordnet ihre Angelegenheiten durch folgende Organe: 

(a) Mitgliederversammlung, 
(b) Gemeindeleitung, 
(c) Vorstand. 

§ 7 Mitgliederversammlung 
(1) Zur Mitgliederversammlung werden alle Mitglieder der Gemeinde eingeladen. Über die 

Zulassung von Gästen entscheidet die Mitgliederversammlung zu Beginn der 
Versammlung. 

(2) Die Mitgliederversammlung findet jeweils nach Bedarf, soll jedoch mindestens einmal 
jährlich stattfinden. 
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(3) Außerdem muss eine Mitgliederversammlung einberufen werden, wenn mindestens ein 
Drittel der Mitglieder die Einberufung in Textform unter Angabe des Zwecks und der Gründe 
verlangt. 

(4) Jede Mitgliederversammlung ist vom Vorstand in Textform und unter Angabe der 
Tagesordnung oder durch vorherige öffentliche Bekanntgabe in den Gottesdiensten unter 
gleichzeitigem Aushang der Tagesordnung in den Gemeinderäumen einzuladen. Dabei ist 
eine Einladungsfrist von zwei Wochen einzuhalten. 

(5) Der Vorstand legt bei der Einladung fest, ob die Mitgliederversammlung real oder virtuell 
stattfindet. Mischformen (hybride Versammlung) sind ausdrücklich zugelassen. 
(a) Im Falle der realen Versammlung gibt er den Ort der Versammlung bekannt.  
(b) Findet eine Versammlung virtuell oder hybrid statt, wird die Einladung für das Online-

Format an die zuletzt mitgeteilte E-Mail-Adresse gerichtet und die Zugangsdaten auf 
diesem Wege dem Mitglied mitgeteilt. 

(c) Es ist sicher zu stellen, dass bei virtuellen Versammlungen oder Mischformen alle 
teilnehmenden Mitglieder von ihrem Stimmrecht Gebrauch machen können. 

(d) Eine virtuelle Mitgliederversammlung über die Auflösung der Gemeinde ist unzulässig. 
(6) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzende geleitet, wenn nicht ein anderes Mitglied 

des Vorstands dazu bestimmt wird. 
(7) Auf Bitten des Gemeindeleitung oder bei unüberbrückbaren Meinungsdifferenzen innerhalb 

der Gemeindeleitung und/oder Vorstands und/oder der Gemeinde selbst, kann eine 
Mitgliederversammlung durch einen Vertreter der Bundes- oder der Regionalleitung des 
BFP einberufen und geleitet werden. Die Einberufung erfolgt gemäß § 7, Abs. 4 und 5.  

(8) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl 
der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

(9) Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben: 
(a) Sie beruft bzw. bestätigt ihre Pastoren und Gemeindeältesten. Dafür ist jeweils eine 

2/3-Mehrheit erforderlich. 
(b) Sie wählt bzw. bestätigt die Gemeindeleitung. 
(c) Sie wählt bzw. bestätigt den Vorstand aus den Mitgliedern der Gemeindeleitung. 
(d) Sie bestellt zwei Rechnungsprüfer, die der Gemeindeleitung nicht angehören dürfen, 

die die Jahresabrechnung zu prüfen und schriftlich darüber zu berichten haben. Die 
Bestellung von Rechnungsprüfer kann entfallen, wenn der Abschluss von einem 
Steuerberater erstellt und testiert wurde. 

(e) Sie nimmt die Prüfberichte zur Jahresabrechnung entgegen und erteilt dem Vorstand 
Entlastung. 

(f) Sie nimmt den Jahresbericht und sonstige Berichte der Gemeindeleitung und des 
Vorstands entgegen. 

(g) Sie beschließt insbesondere über: 
1 den Haushalt der Gemeinde, 
2 den An- und Verkauf von Grundstücken, 
3 die Aufnahme von Darlehen, 
4 Satzungsänderungen – mit Ausnahme der in § 9, Abs. 11 bestimmten notwendigen 

Satzungsänderungen, 
5 die Auflösung der Gemeinde, 
6 die Verwendung ihres Vermögens. 

(h) Sie kann Teile ihrer Aufgaben der Gemeindeleitung, dem Vorstand oder anderen 
Personengruppen übertragen. 
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(10) Für die Gültigkeit der Beschlüsse ist einfache Stimmenmehrheit der Erschienenen 
notwendig. Gezählt werden die Ja- und Nein-Stimmen. Stimmenthaltungen und ungültige 
Stimmen sind nicht zu berücksichtigen. Stimmberechtigt sind alle anwesenden Mitglieder 
ab dem 16. Lebensjahr. 

(11) Bei einer Satzungsänderung, insbesondere bei einer Änderung des Zwecks in § 3 oder für 
die Auflösung der Gemeinde ist der Beschluss von mindestens einer Dreiviertel-Mehrheit 
(3/4) der anwesenden Mitglieder erforderlich. Ein Auflösungsbeschluss kann nur gefasst 
werden, wenn die Einladung zur Mitgliederversammlung unter Angabe der Tagesordnung 
mindestens 21 Tage zuvor in Textform an alle Mitglieder erfolgte.  

(12) Vor einer beabsichtigten Auflösung der Gemeinde ist der Bund Freikirchlicher 
Pfingstgemeinden KdöR darüber durch den Vorstand schriftlich durch Zusendung der 
Einladung mit Tagesordnung zu informieren. 

(13) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll in Schriftform 
anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterschreiben ist. 

§ 8 Gemeindeleitung 
(1) Die Gemeindeleitung besteht aus den Pastoren und weiteren zur Leitung berufenen 

Personen (in der Regel die Gemeindeältesten). Sie werden von der Mitgliederversammlung 
für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig (siehe auch § 7, Abs. 9). 

(2) Gemeindeleiter ist in der Regel der Hauptpastor der Gemeinde. Dieser soll persönliches 
Mitglied im BFP sein. 

(3) Die Gemeindeleitung fasst ihre Beschlüsse in Sitzungen mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Die Gemeindeleitung ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei 
Drittel (2/3) seiner Mitglieder anwesend sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Gemeindeleiters.  

(4) Die Gemeindeleitung kann ihre Beschlüsse auch in Textform oder fernmündlichen 
Verfahren oder in sonstiger Form (z. B. Online-Verfahren) fassen, sofern kein 
Gemeindeleitungsmitglied diesem Verfahren widerspricht. 

(5) Die einzelnen Mitglieder der Gemeindeleitung übernehmen die Verantwortung über 
einzelne Arbeitszweige und Aktivitäten der Gemeinde. 

(6) Von der Gemeindeleitung gehen die entscheidenden geistlichen Impulse aus. Sie ist 
verantwortlich für die geistliche Ausrichtung der Gemeindearbeit, der Planung und 
Koordination der Gemeindetätigkeiten. 

(7) Die Gemeindeleitung kann sich selbst eine Geschäftsordnung geben, in der u. a. weitere 
Einzelheiten zum Aufgabenfeld geregelt werden. 

§ 9 Vorstand 
(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden aus den Mitgliedern der Gemeindeleitung von der 

Mitgliederversammlung für einen Zeitraum von fünf Jahren gewählt. Wiederwahl ist 
zulässig. 

(2) Über die Zahl der Vorstandsmitglieder entscheidet die Mitgliederversammlung bei der Wahl 
des Vorstands. 

(3) Der vertretungsberechtigte Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus mindestens drei 
und höchstens fünf Personen – dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden, 
sowie weiteren Beisitzern. 
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(4) Den Mitgliedern des Vorstandes steht jeweils Einzelvertretungsberechtigung zu. Für 
Rechtsgeschäfte über Grundvermögen und für die Bestellung oder Löschung von 
Hypotheken, Grundschulden und anderen dinglichen Rechten ist die gemeinsame 
Vertretung durch zwei Vorstandsmitglieder erforderlich. 

(5) Der Vorstand bleibt solange im Amt, bis eine Neubestellung erfolgt ist. Bei Wegfall eines 
Vorstandsmitgliedes bilden bis zur Wahl die übrigen Vorstandsmitglieder den Vorstand. 

(6) Der Vorstand ist von den Beschränkungen des § 181 BGB nicht befreit. 
(7) Der Vorstand übt seine Funktionen im Sinne der Satzung und der Beschlüsse der 

Mitgliederversammlung und der Gemeindeleitung aus. Er hat insbesondere folgende 
Aufgaben: 
(a) Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlung, 
(b) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und der Gemeindeleitung, 
(c) Verantwortlich für die ordentliche, rechtmäßige Haushaltsführung der Gemeinde, 
(d) Abschluss, Anpassung und Beendigung von Arbeitsverträgen. 

(8) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Sitzungen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel (2/3) seiner 
Mitglieder anwesend ist. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.  

(9) Der Vorstand kann seine Beschlüsse auch in Textform oder fernmündlichen Verfahren oder 
in sonstiger Form (z. B. Online-Verfahren) fassen, sofern kein Vorstandsmitglied diesem 
Verfahren widerspricht. 

(10) Der Vorstand kann sich selbst eine Geschäftsordnung geben, in der u. a. weitere 
Einzelheiten zum Aufgabenfeld geregelt werden. 

(11) Der Vorstand kann Satzungsänderungen vornehmen, die das Amtsgericht zur Eintragung 
in das Vereinsregister oder das Finanzamt zur Erlangung oder Aufrechterhaltung der 
Gemeinnützigkeit für erforderlich hält. 

(12) Bei Schäden haften die Mitglieder des Vorstands der Gemeinde (unabhängig von der Höhe 
ihrer Vergütung) nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

§ 10 Haushalt, Mittel der Gemeinde  
(1) Über die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde ist unter der Verantwortung des 

Vorstands ordnungsgemäß Rechnung zu legen.  
(2) Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 
(3) Die zur Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben benötigten Mittel werden durch freiwillige 

Spenden, Kollekten und sonstige Zuwendungen der Mitglieder und Freunde der Gemeinde 
aufgebracht. Spenden der Mitglieder oder etwaige Schenkungen an die Gemeinde werden 
nicht erstattet.  

(4) Die Gewährung angemessener Vergütungen für Dienstleistungen aufgrund eines 
besonderen Vertrages bleibt unberührt. Soweit Mitglieder oder sonstige Personen 
ehrenamtlich für die Gemeinde tätig sind, erhalten sie Erstattung der nachgewiesenen 
angemessenen Auslagen.  

(5) Die Vergütung oder Honorierung der Mitglieder des Vorstands wird ausdrücklich 
zugelassen. Dazu gehört insbesondere auch die Zahlung von pauschalem Aufwandsersatz 
und von Aufwandsentschädigungen im Sinne des § 3 Nr. 26 a EStG. 
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§ 11 Auflösung und Anfallberechtigung 
(1) Bei Auflösung oder Aufhebung der Gemeinde oder bei Wegfall der steuerbegünstigten 

Zwecke fällt das Vermögen der Gemeinde an den Bund Freikirchlicher Pfingstgemeinden 
KdöR mit Sitz in Erzhausen, der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

(2) Als Liquidatoren werden die im Amt befindlichen vertretungsberechtigten 
Vorstandsmitglieder bestimmt, soweit die Mitgliederversammlung nichts anderes 
abschließend beschließt. 

 
 


